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AUSSCHUSS FÜR WIRTSCHAFT UND WÄHRUNG

ÖFFENTLICHE ANHÖRUNG MIT PASCHAL DONOHOE
PRÄSIDENT DER EURO-GRUPPE

BRÜSSEL
MONTAG, 25. Januar 2021
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VORSITZ: IRENE TINAGLI
Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft und Währung

(Die Anhörung wird um 13.48 Uhr eröffnet.)

Vorsitzende. – Ich begrüße Paschal Donohoe, seit seiner Wahl im Juli 2020 Präsident der Euro-
Gruppe, zu seinem ersten Wirtschaftsdialog mit den Mitgliedern des Ausschusses für
Wirtschaft und Währung. Der letzte Dialog mit dem vorherigen Präsidenten der Euro-Gruppe,
Mário Centeno, fand am 21. April 2020 statt. Herr Präsident Donohoe, wir haben mit Freude in
Ihrem Bewerbungsschreiben für die Position des Präsidenten der Euro-Gruppe gelesen, dass es,
wie Sie sich ausdrückten, in Ihrer Amtszeit von vorrangiger Bedeutung sein wird, unseren
Bürgern und dem Europäischen Parlament die im Euro-Raum unternommenen Schritte effektiv
zu kommunizieren. Angesichts dieses starken Bekenntnisses möchte ich also bei dieser
Gelegenheit den Wunsch des Ausschusses für Wirtschaft und Währung nach stärkerer
Zusammenarbeit mit dem Präsidenten der Euro-Gruppe bekräftigen und Sie bitten, zu erläutern,
wie Sie darauf eingehen wollen.

Aufgrund der Schlüsselrolle der Euro-Gruppe bei der Steuerung der politischen Arbeit im
gesamten Euro-Raum möchten wir die Bedeutung einer gut funktionierenden
Kooperationspraxis mit dem Europäischen Parlament, insbesondere unserem Ausschuss,
betonen. Eine Möglichkeit wäre, unserer Praxis für den währungspolitischen Dialog mit der
EZB-Präsidentin zu folgen. In diesen außerordentlich schwierigen Zeiten hat die Euro-Gruppe
in der Tat eine Schlüsselposition inne. Die Notwendigkeit der Transparenz und
Rechenschaftspflicht ist daher zu diesem Zeitpunkt von kritischer Bedeutung. Im aktuellen
Meinungsaustausch geht es um sehr unterschiedliche Themen bei der laufenden Arbeit der
Euro-Gruppe, insbesondere die kurzfristigen politischen Maßnahmen zur Bekämpfung der
wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen Folgen von COVID-19, die mittelfristige Politik zur
Unterstützung einer nachhaltigen Erholung und Stärkung der Widerstandsfähigkeit des Euro-
Währungsgebiets und die längerfristigen Maßnahmen in Bezug auf den Governance-Rahmen
der Europäischen Währungsunion, wozu auch die Vollendung der Bankenunion gehört.

Wir freuen uns jetzt sehr darauf, Ihnen zuzuhören. Entsprechend unserer vereinbarten Praxis
werden wir bei diesem Meinungsaustausch mit dem Präsidenten der Euro-Gruppe
folgendermaßen verfahren: Nach den einleitenden Anmerkungen von Herrn Donohoe von etwa
zehn Minuten folgen fünfminütige Frage- und-Antwortrunden und, sofern es die Zeit zulässt,
besteht in der einzelnen Runde die Möglichkeit einer Anschlussfrage. Das bedeutet, dass wir
maximal zwei Minuten für die Frage haben und maximal drei Minuten für die Antwort.

In der ersten Fragerunde erhält jede Fraktion ein Zeitfenster, danach kommt das D'Hondt-
Verfahren zur Anwendung, das die Reihenfolge der Fragen nach Fraktionen bestimmt. Wenn
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es die Zeit erlaubt, können Sie noch Zusatzfragen unter Berücksichtigung der Gewichtung der
einzelnen Fraktionen stellen. Da viele von uns auch online zugeschaltet sind, möchte ich Sie
wirklich bitten, sich an die Zeit zu halten. Herr Präsident Paschal Donohoe hat jetzt das Wort.

1-004-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Frau Vorsitzende, sehr geehrte Mitglieder
des Ausschusses für Wirtschaft und Währung des Europäischen Parlaments, meine Damen und
Herren, herzlichen Dank für Ihre Einladung zu diesem Wirtschaftsdialog mit dem Ausschuss
für Wirtschaft und Währung. Ich bin zum ersten Mal als Präsident der Euro-Gruppe bei Ihrem
Ausschuss, und es ist für mich eine Ehre.

In den letzten Monaten hatte ich schon die Gelegenheit zu Kontakten mit vielen von Ihnen.
Außerdem führte die Euro-Gruppe bei der Tagung Anfang November 2020 mit Ihrer
Vorsitzenden einen Gedankenaustausch zur Wirtschaftssituation. Ich möchte Ihnen, Frau
Vorsitzende, noch einmal danken, dass sie uns bei diesem Gespräch die Ansichten des
Europäischen Parlaments vortrugen. Sie erläuterten Ihre Vorstellungen sehr gut und sehr
deutlich, und ich kann Ihnen versichern, dass die Mitglieder der Euro-Gruppe klar im Blick
haben werden, wie wir eine ganzheitliche Erholung vorantreiben können.

Das Europäische Parlament und die Euro-Gruppe haben ein gemeinsames Interesse an einer gut
funktionierenden Wirtschafts- und Währungsunion, und wir alle wissen, wie viel auf dem Spiel
steht. Die Pandemie hatte schwere Folgen für so viele Leben, und natürlich auch für
Lebensgrundlagen. Heute sehen wir uns einer großen zweifachen Herausforderung gegenüber:
die Begrenzung des Schadens für Beschäftigung und Einkommen durch die nach wie vor
bestehende akute Gesundheitskrise und später die Realisierung einer nachhaltigen und sozial
gerechten Erholung. Ich will über den Beitrag der Euro-Gruppe zu diesen Anstrengungen
sprechen, bevor ich aber dazu komme, möchte ich an unsere gemeinsamen Maßnahmen gegen
diese Krankheit erinnern.

Unsere Entscheidungen und Maßnahmen, die wir im Jahr 2020 trafen und die wir jetzt im Jahr
2021 umsetzen, sind beispiellos, und sie unterstreichen die Kraft des gemeinsamen Handelns.
Europäische Institutionen und Mitgliedstaaten reagierten schnell, um den wirtschaftlichen
Schaden der Covid-19-Krise abzumildern. Sie schufen auch schnell die Grundlagen für die
Erholung mit einer Vielzahl von sehr starken Initiativen.

Europa zog eine wichtige Lehre aus der vorherigen Krise. Wir waren mit einer Krankheit
konfrontiert, die keine nationalen Grenzen kennt, und wir nutzten unsere wirtschaftliche
Interdependenz als Quelle der Stärke. Wir stellten unsere Fähigkeit unter Beweis, gemeinsam
zu handeln, wenn es am meisten darauf ankommt. Und das ist etwas, worauf wir – wie ich finde
– stolz sein sollten, wobei wir uns aber ebenso bewusst sein sollten, wie viel noch zu tun ist,
und ich möchte dem Europäischen Parlament herzlich danken für seine Rolle bei dieser Arbeit
und insbesondere bei den Verhandlungen über das NextGenerationEU-Programm und dessen
Kernstück, die Aufbau- und Resilienzfazilität.

Lassen Sie mich einige Worte dazu sagen, wo wir heute stehen. Diese weltweite Pandemie löste
im letzten Jahr einen nie dagewesenen wirtschaftlichen Abschwung aus. Die kurze, wenn auch
unzureichende Erholung im dritten Quartal des letzten Jahres war nicht von Dauer. Der
Wiederanstieg von Infektionen – wie auch das Auftreten von noch ansteckenderen
Virusmutationen – und die Rückkehr zu noch strengeren öffentlichen Gesundheitsmaßnahmen
dürfte die Wirtschaftstätigkeit im Jahr 2021 weiter belasten.

Das bedeutet ganz eindeutig, dass wir unsere Volkswirtschaften weiter unterstützen müssen,
um Einkommen und Beschäftigung zu erhalten, insbesondere in den am meisten betroffenen
Bereichen. Gleichzeitig haben sich gegenüber 2020 die Wirtschaftsaussichten verbessert. Der
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Einsatz von Impfstoffen gibt uns Grund für mehr Optimismus, aber wir haben noch einen
weiten Weg vor uns.

Andere Faktoren deuten ebenfalls auf eine Verbesserung unserer Zukunftsaussichten hin, das
Handelsabkommen mit dem Vereinigten Königreich verringerte die geopolitischen
Spannungen, und dazu kommt die Aussicht, dass die Aufbau- und Resilienzfazilität die
Mitgliedstaaten in der zweiten Jahreshälfte erreichen wird. Daher halte ich es für wichtig, dass
die Finanzminister weiter debattieren und bis zum Sommer gemeinsame Vorstellungen vom
geeigneten haushaltspolitischen Kurs erreichen. Dies kann dann als Richtschnur für die
Erarbeitung der Programmentwürfe im Jahr 2022 dienen.

Ich will aber ganz deutlich sagen, dass es hier nicht um die Beendigung fiskalpolitischer
Impulse geht. Wir sind uns alle einige, dass es unsere unmittelbare Priorität ist, unsere Bürger
zu schützen und zu unterstützen, insbesondere jüngere Frauen und Männer und alle jene, die
am meisten unter der Krise zu leiden haben. Es darf für sie keinen Absturz geben.

Ganz besonders im Zusammenhang mit dem allgemeinen haushaltspolitischen Rahmen und den
zugehörigen Regeln sind später in diesem Jahr grundsätzliche Überlegungen anzustellen. Wir
werden uns dabei um einen aktiven Dialog mit der Kommission bemühen. Unsere
haushaltspolitischen Diskussionen haben aber auch eine qualitative Dimension. Während wir
Fortschritte bei der Überwindung der Gesundheitskrise machen, sollte der Fokus der
Fiskalpolitik darauf liegen, wie wir nach und nach von Soforthilfen zur Unterstützung der
öffentlichen Investitionen und zu Veränderungen übergehen können, die das Wachstum
fördern. Wir müssen unsere Bemühungen um eine solide Planung für die Zukunft koordinieren,
so dass wir vorbereitet sind, wenn die Zeit für Anpassungen gekommen ist.

Wir können dem Verlauf der Diskussionen in der Euro-Gruppe natürlich nicht vorgreifen, und
wir verfolgen aufmerksam die aktualisierten Bewertungen der Wirtschaftslage durch die
Kommission und die EZB, die auf neuen Wirtschaftsprognosen im Laufe des Jahres basieren.

Ich möchte aber darauf hinweisen, wie stark diese Debatte mit allen großen Herausforderungen
gekoppelt ist, mit denen wir uns in nächster Zeit auseinandersetzen müssen. Bei dem Dialog
mit meinen Finanzministerkollegen werden wir uns bewusst sein, dass alle unsere
Entscheidungen beispielsweise im Bereich der Haushaltspolitik tiefgreifende Auswirkungen
darauf haben werden, wie wir Fragen hinsichtlich der Beschäftigung und Fragen hinsichtlich
der künftigen Überlebensfähigkeit vieler Arbeitgeber und andererseits hinsichtlich der
Auswirkungen auf ihre Kredite angehen werden.

Wir müssen uns auch bewusst sein, dass die Covid-19-Krise nicht nur den Umfang der
öffentlichen Verschuldung erhöht, sondern auch andere schon vorher bestehende sogenannte
makroökonomische Ungleichgewichte verschärft und neue Risiken schafft.

Die private Verschuldung nimmt zu. Die Bankbilanzen werden natürlich negativ beeinflusst.
Es besteht auch die Gefahr, dass das Einkommens- und Produktivitätswachstum für längere
Zeit schwächer bleibt. Die Beseitigung der Ungleichgewichte ist also besonders wichtig für die
Länder, die schon vor der derzeitigen Krise mit Herausforderungen in diesen Bereichen
konfrontiert waren, trotz ihrer bemerkenswerten und effektiven Anstrengungen in den letzten
Jahren.

Dies sind leider häufig auch die Länder, in denen Sektoren ganz besonders hart von der
Pandemie getroffen wurden – wie Verkehr, Reisen und Tourismus –, die einen erheblichen Teil
ihrer Wirtschaft ausmachen. Und die Euro-Gruppe führte gute erste Gespräche zu diesen
Themen bei unserem Treffen in der letzten Woche, und wir alle sind uns bewusst, dass diese



4 25-01-2021

Ungleichgewichte mit einer Reihe von Aktionen in vielen unterschiedlichen Politikbereichen
bekämpft werden müssen.

Dafür wird es also wichtig sein, die gemeinsamen politischen Instrumente der EU sinnvoll
einzusetzen und ganz besonders die Aufbau- und Resilienzprogramme anzuwenden, die die
Mitgliedstaaten unterbreiten und umsetzen werden, um Zugang zur Aufbau- und
Resilienzfazilität zu erhalten.

Dies ist nicht nur im eigenen Interesse der Länder, sondern es ist auch im Interesse des gesamten
Euro-Raums, weil zunehmende wirtschaftliche Abweichungen zwischen den Ländern des
Euro-Raums natürlich das reibungslose Funktionieren unserer Währungsunion beeinträchtigen
würden. Aus diesem Grund ist es also so wichtig, dass die Länder des Euro-Raums den Euro-
Raum als Dimension in ihren Rehabilitations- und Wiederbelebungsplänen (RWP)
berücksichtigen. Eine einheitliche gemeinsame Währung ist schließlich eine wichtige
Rahmenbedingung für die makroökonomische Politik der Mitgliedstaaten.

Ich freue mich, dass dies in der vorläufigen Vereinbarung über die RWP zwischen dem
Parlament und dem Rat zum Ausdruck kommt und dass in dem Rechtsdokument gefordert wird,
dass die RWP im Einklang mit den Empfehlungen für den Euro-Raum sind. Im Dezember
einigte sich die Euro-Gruppe auf der Grundlage des Kommissionsvorschlags auf verschiedene
Prioritäten für die Politik im Euro-Raum, von denen viele die nationale Politik betreffen.

Neben der Umsetzung von Investitionen und Reformen, insbesondere in den Bereichen
ökologischer und digitaler Wandel, ist es notwendig, nationale Einrichtungen zu stärken und
natürlich die Makrofinanzstabilität zu sichern. Die Euro-Gruppe wird überprüfen, wie die
teilnehmenden Mitgliedstaaten mit ihren RWP die Empfehlungen für den Euro-Raum
umsetzen. Damit können wir unseren Beitrag zum Erfolg dieser äußerst wichtigen Initiative
leisten. Darin zeigt sich auch die Entschlossenheit der Finanzminister im Euro-
Währungsgebiet, nationale Bemühungen für die Erholung der Wirtschaft zu koordinieren, auch
im Zusammenhang mit RWP.

Unser Ziel ist es sicherzustellen, dass die positive Wirkung der RWP im Euro-Raum die Summe
der positiven Wirkungen für die einzelnen teilnehmenden Mitgliedstaaten übersteigt. Die solide
Erholung des Euro-Raums erfordert also die entschlossene Umsetzung der politischen
Maßnahmen auf nationaler Ebene, das allein wäre allerdings nicht genug. Wir sind auch
aufgefordert, den institutionellen Rahmen der WWU zu stärken, und ich freue mich, Ihnen
berichten zu können, dass wir in diesem Bereich Fortschritte gemacht haben.

Ende letzten Jahres erreichten wir eine Vereinbarung über die Reform des ESM. Am Mittwoch
werden Botschafter der EU diese Vereinbarung unterzeichnen, und die Regierungen können
dann ihre nationalen Ratifizierungsprozesse einleiten. Bei diesem Vertrag geht es auch um eine
wichtige Fortschreibung der im Euro-Währungsgebiet zur Verfügung stehenden politischen
Möglichkeiten. Der ESM wird damit effektiver und flexibler. Wichtig ist dabei, dass sich die
Euro-Gruppe darauf geeinigt hat, dass die gemeinsame Letztsicherung schon früher eingeführt
werden könnte, also vor dem 1. Januar 2024. Bis dahin wird der SRF mit Finanzbeiträgen aus
dem Bankensektor voll ausgebaut sein.

Dies ist im Bewusstsein, dass die Risiken im Bankensektor vor der Pandemie erheblich
zurückgegangen waren und dass weiter bestehende Anfälligkeiten mit Maßnahmen auf der
Ebene der Banken, Mitgliedstaaten und Institutionen behandelt werden. Neu ist dabei die
gemeinsame Letztsicherung beim SRF, die nach dem Abschluss der nationalen
Ratifizierungsprozesse ab 2022 zur Verfügung stehen sollte. Damit schließen wir eine kritische
Lücke in der Bankenunion. Dies wird zusammen mit einem allgemein effektiveren und
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flexibleren ESM das Vertrauen in die Fähigkeit des Euro-Währungsgebiets stärken, Krisen
einzudämmen, bevor sie eskalieren.

Ich für meinen Teil bin fest entschlossen, die Kooperationsbereitschaft auszunutzen, die sich
im ganzen Jahr 2020 zeigte, um spürbare Fortschritte bei der Vollendung der Bankenunion,
einschließlich des EDIS, zu machen.

Die gegenwärtige Krise macht ganz deutlich, wie notwendig eine voll entwickelte Bankenunion
ist. Deren Realisierung sollte Teil unserer Anstrengungen sein, um eine nachhaltige Erholung
sicherzustellen. Die Erfahrung der letzten Jahre, und sogar der letzten Monate, hat natürlich
gezeigt, dass die Vollendung der Bankenunion alles andere als einfach ist.

Gelöst werden müssen viele fachlich komplexe und sehr sensible Probleme. Die Meinungen
der Mitgliedstaaten gehen sehr weit auseinander, wie das Krisenmanagement verbessert, die
grenzübergreifende Integration intensiviert, die Finanzstabilität gesichert und ein gemeinsames
Einlagenversicherungssystem geschaffen werden soll. Ich mache mir keine Illusionen, dass
viele schwierige Diskussionen auf uns warten, bevor wir zu einem Kompromiss über das
richtige Gleichgewicht zwischen allen Elementen dieses Pakets gelangen können, aber wir
müssen es versuchen. Ich glaube, dass es Chancen dafür gibt, und es besteht eine Dynamik.

Bei dem Euro-Raum-Gipfel im letzten Monat baten führende Persönlichkeiten die Euro-
Gruppe, einen schrittweisen, terminierten Arbeitsplan für alle ausstehenden Elemente zu
erstellen, die für die Vollendung der Bankenunion erforderlich sind. Daran werden wir in den
nächsten Wochen und Monaten arbeiten, und es ist unser Ziel, ihn unseren
Entscheidungsträgern im Juni zu vorzulegen, wenn sie den Bericht der Euro-Gruppe erwarten.
Die Euro-Gruppe verfolgt außerdem mit großem Interesse die Entwicklungen im Bereich
digitales Finanzwesen und welche Auswirkungen diese auf die Volkswirtschaften im Euro-
Raum haben könnten. Dies betrifft die Arbeit der Kommission im Bereich digitales
Finanzwesen und dabei insbesondere die Arbeit der EZB in Bezug auf den möglichen digitalen
Euro. Die Währung ist ein Kernelement von Staaten. Ich bin daher überzeugt, dass die
Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets die wichtigsten Akteure bei diesem Projekt sind.
Wir sind dabei sehr an einem Dialog mit der EZB interessiert, und ich bin sicher, dass das auch
für das Parlament gilt.

Damit komme ich zu meinem letzten Punkt, die internationale Rolle des Euro. Ich begrüße die
Mitteilung der Europäischen Kommission, in der ein Überblick über die verschiedenen
Initiativen zur Förderung einer stärkeren Rolle des Euro auf der internationalen Bühne gegeben
wird. Ich freue mich auch auf die Diskussion beim Euro-Gipfel im März zu diesem Thema, den
die Euro-Gruppe wie gewöhnlich vorbereiten wird.

Ich bin zuversichtlich, dass die Reaktion der Wirtschaft auf die Covid-19-Krise auf der Ebene
der EU und der Mitgliedstaaten, zusammen mit unseren Fortschritten zur Stärkung der WWU,
der Attraktivität des Euro als internationale Währung Auftrieb geben wird. Eine stärkere
internationale Rolle für den Euro ist gut für Europa, und sie ist gut für die Weltwirtschaft. Ich
sehe dies als zusätzliche Motivation für uns, unsere Anstrengungen fortzusetzen, um eine
solide, ganzheitliche und zukunftssichere Erholung zu erreichen.

Frau Vorsitzende, mit diesen optimistischen Anmerkungen möchte ich schließen, und ich kann
Ihnen versichern, dass die Euro-Gruppe entschlossen ist, ihr Möglichstes zu tun, um eine starke,
nachhaltige und anhaltende Erholung zu erreichen. Die Koordinierung unserer
Wirtschaftspolitik, unserer Anstrengungen ist wichtiger als jemals zuvor. Unsere
Volkswirtschaften können dieser Krise nur entwachsen, wenn wir uns weiter gegenseitig
unterstützen und wenn wir weiter zusammenarbeiten.
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Auf dieses Ziel arbeite ich unablässig hin. Ich danke Ihnen herzlich und bin jetzt gern bereit,
Ihre Fragen zu beantworten.

1-005-0000

Markus Ferber (EVP). – Vielen Dank, Frau Vorsitzende, sehr geehrter Herr Präsident, lieber
Paschal, herzlich willkommen. Ich freue mich über die Möglichkeit, mit Ihnen auf dieser Ebene
zu diskutieren, es ist mir wirklich eine Freude.

Ich habe nur zwei kurze Fragen. Erstens: Sie sprachen über das Konjunkturpaket, das von allen
Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet aufgelegt wurde, das natürlich den
Verschuldungsgrad im Euro-Raum in nie dagewesene Höhen trieb. Die Schuldenquote im
Euro-Raum dürfte bis Ende 2021 sogar 100 % erreichen. Leider wiesen einige Mitgliedstaaten
schon vor dieser Krise sehr hohe Schuldenquoten auf, die sich durch die Pandemie jetzt
vervielfacht haben.

Wie ist also die Einschätzung hinsichtlich der langfristigen Schuldentragfähigkeit auf Euro-
Gruppen-Ebene, und was ist Ihrer Meinung nach das wirksamste künftige Vorgehen, um die
hohe Verschuldung abzubauen? Und denken Sie, dass der bestehende Rahmen für
wirtschaftspolitische Steuerung die richtigen Instrumente enthält, um dieses Thema anzugehen,
und wenn nicht, was müsste Ihrer Meinung nach geändert werden?

Und Sie sprachen von der Stärkung des Euro. Ich glaube, das ist nicht nur eine Angelegenheit
für die Europäische Union selbst, sondern sie hat auch eine globale Dimension. Denken Sie
wirklich, dass wir schon alle Instrumente zur Stärkung des Euro als eine der führenden
Währungen auf den Weltmärkten eingeführt haben, oder was könnte dabei noch getan werden?
Und ist der digitale Euro dafür ein Schritt nach vorn, oder ist es ein Schritt neben dieser
Entwicklung?

1-006-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für Ihre
Fragen. Ich möchte sie nacheinander beantworten.

Erstens die Frage zur Schuldentragfähigkeit innerhalb des Euro-Währungsgebiets. Ja, die
Verschuldung ist zwar angestiegen, aber ich glaube auch, dass sie für das Euro-Währungsgebiet
tragbar ist. Bei einem Blick auf unsere Aussichten, wie Sie schon ausführten, dürften unsere
Schuldenstände als Anteil am BIP des Euro-Währungsgebiets von etwa 86 % auf etwas unter
102 % im Jahr 2020 gestiegen sein. Der Verschuldungsgrad ist in diesem Zeitraum also
wirklich angestiegen, aber ich muss den Ausschuss wohl nicht daran erinnern, welchem Zweck
die höhere Verschuldung diente; damit wurden Maßnahmen finanziert, um die Beschäftigung
zu unterstützen, um Einkommen zu unterstützen und um unsere Bürger zu einer Zeit starker
Gefährdung zu unterstützen. Hätten die Finanzminister, Regierungschefs und das Europäische
Parlament damals nicht die Schritte unternommen, befürchte ich, dass die Folgen der
Untätigkeit größeren wirtschaftlichen Schaden angerichtet und zu stärkeren sozialen Brüchen
geführt hätten als die Schwierigkeiten, mit denen wir jetzt fertig werden müssen.

Beim zweiten Teil der Frage, welche politischen Schritte unternommen werden können, um
sicherzustellen, dass diese Schulden in der nächsten Zeit in nachhaltiger Weise kontrolliert
werden, hätten für mich zwei Aktionsschritte Priorität. Zum einen geht es darum, wie wir die
richtigen Schritte einleiten können, um in der nächsten Zeit das Einkommens- und
Beschäftigungswachstum wieder anzuregen, zu regenerieren. So wie es jetzt aussieht, liegt im
Jahr 2020 die Arbeitslosenquote im Euro-Raum bei etwa 8,3 %. Das betrifft Millionen von
Menschenleben, Millionen von Familien. Die Wiederankurbelung des Wachstums und die
Bemühungen, dass der Euro-Raum nicht nur wieder auf die Beine kommt, sondern sich wirklich
erholt – das ist für mich die entscheidende Basis für die Steuerung der Verschuldung.
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Wenn wir so vorgehen, und das werden wir sicher tun, müssen wir bei unseren politischen
Entscheidungen die makroökonomische Ungleichgewichte berücksichtigen, die ich vorhin
erwähnte, und insbesondere unsere Anstrengungen koordinieren, damit das Wachstum, das wir
im Euro-Raum regenerieren, auch ein Wachstum ist, das allen teilnehmenden Mitgliedern
zugute kommt und zu dem sie beitragen können, und dass wir uns der Gefahren bewusst sind,
auf die ich schon hingewiesen habe, und auch der Gefahren, die im Kommissionsdokument
vom vergangenen Montag hervorgehoben wurden.

Nun zum letzten Teil der Fragen, zur internationalen Rolle des Euro, was wir noch tun müssen
und wie ich über den digitalen Euro für die Zukunft des Euro-Währungsgebiets denke, was also
noch zu tun ist; da sehe ich zwei Bereiche, die diesem Ausschuss und dem Herrn Abgeordneten
bekannt sind. Erstens werden die Schritte, die wir bei der erfolgreichen Umsetzung der Planung
im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität unternehmen müssen, meiner Meinung nach als
wichtiger Faktor gesehen werden, wie eine global bedeutende Währung auf eine globale, bisher
wohl nie dagewesene Pandemie reagiert. Und dann zweitens die Schritte, die wir jetzt
insbesondere zur Vertiefung der Bankenunion unternehmen, und wie wir die Grundlagen für
die internationale Zukunft des Euro weiter stärken.

Zu Ihrer letzten Frage zur digitalen Zukunft des Euro bin ich mir sehr wohl bewusst, welche
herausragende institutionelle Rolle unsere Zentralbanken und ihre Unabhängigkeit in diesem
Bereich spielt, und das wird auch von der Euro-Gruppe so gesehen, und ich denke, dass die
digitale Zukunft des Euro und diese Dimension der Zukunft unserer Währung eine wichtige
Überlegung sein wird, wenn es um die Zukunft des Euro als sogar noch bedeutendere
internationale Währung geht. Dementsprechend hat die EZB ihre öffentliche Konsultation
hierzu fast abgeschlossen, und die Euro-Gruppe freut sich auf den Dialog mit der EZB zu
diesem Thema, natürlich jederzeit unter Achtung der Unabhängigkeit der Zentralbanken.

1-007-0000

Jonás Fernández (S&D). – Hallo, guten Tag, und herzlich willkommen, Herr Donohoe, und
vielen Dank, dass Sie sich die Zeit nehmen, bei uns zu sein. Erstens denke ich, dass ich als
S&D-Koordinator in diesem Ausschuss Ihnen unsere Vorstellungen zur Ausweichklausel im
Stabilitäts- und Wachstumspakt mitteilen sollte. Und ich möchte Ihnen auch sagen, dass unsere
Fraktion der Meinung ist, dass die enthaltene Ausweichklausel notwendig ist, solange wir keine
anderen Regelungen haben – und da hoffe ich, dass Sie in den nächsten Monaten eine Debatte
über die Neufassung des Stabilitäts- und Wachstumspakts beginnen werden.
Meine Frage betrifft jedenfalls die Bankenunion, konkreter die Situation beim europäisches
Einlagenversicherungssystem. Denn dieser Vorschlag wurde bekanntlich vor vier oder fünf
Jahren von der Europäischen Kommission behandelt, und wir konnten immer noch keine
Fortschritte bei diesem Vorschlag erzielen.

Ich möchte also sagen, dass meine Fraktion zur Diskussion über ein EBIT-Modell bereit ist,
zumindest am Anfang dieses neuen Rahmens, wir haben aber gesehen, dass bei diesem EBIT-
Modell die Liquiditätsbereitstellung im gesamten europäischen Einlagenversicherungssystem
direkt an die Bankinstitute gehen sollte und nicht über das nationale Versicherungssystem, weil
wir in diesem Fall nicht die Verknüpfung zwischen dem Bankenrisiko und dem Länderrisiko
unterbrechen würden.

Ich meine, dass Sie in Ihrer Funktion als Präsident der Euro-Gruppe jedenfalls in der
Verantwortung sind, diesen Bericht in der Euro-Gruppe voranzubringen. Außerdem möchte ich
Sie zu Ihren Vorstellungen zur Unterstützung dieses Vorschlags befragen, der nicht nur für die
Zukunft der Bankenunion von zentraler Bedeutung ist, sondern auch für die Entspannung der
Kapitalmarktunion. Denn mit 19 Depositmärkten werden wir letztenendes nicht an der Lage
sein, eine echte europäische Kapitalmarktunion voranzutreiben.
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Also bitte: was denken Sie, was erwarten Sie, welche Pläne haben Sie für die Zukunft des
EDIS? Herzlichen Dank.

1-008-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Fragen, Herr
Abgeordneter, und ich freue mich auf unsere Gespräche im Ausschuss zu diesen und anderen
Themen während meines Mandats als Präsident der Euro-Gruppe.

Zu Ihren Fragen zur Bankenunion und insbesondere zu Ihrer Frage, wie wir weiter vorgehen
wollen. Wir wollen dabei Fortschritte erzielen mit einem Prozess, der jetzt mit der Euro-Gruppe
vereinbart wurde. Wir sind eine hochrangige Arbeitsgruppe für alle Angelegenheiten der
Bankenunion, dabei aber mit besonderem Fokus auf die Themen, die der Herr Abgeordnete im
Zusammenhang mit dem europäischen Einlagenversicherungssystem und den verschiedenen
bestehenden technischen Optionen angesprochen hat.

Bei unserer Tagung im April wollen wir ein Update zur der Arbeit dieser hochrangigen
Arbeitsgruppe erhalten, mit der Möglichkeit weiterer Diskussionen im Mai. Das wird dann die
Grundlage für meine Präsentation auf dem Euro-Raum-Gipfel im Juni zu einem zeitgebundenen
Plan für unsere vorgesehenen Maßnahmen zu Schlüsselelementen der Bankenunion sein.

Wir haben jetzt also die entsprechenden Arbeitsschwerpunkte mit bestimmten Fristen zwischen
April und Juni festgelegt, wenn weitere Aktualisierungen für uns als Minister und dann für
unsere Regierungschefs und die führenden Persönlichkeiten auf dem Euro-Raum-Gipfel zur
Verfügung stehen.

Der Herr Abgeordnete sprach in seiner Frage wirklich viele der Überlegungen an, die für diese
Arbeit wichtig sein werden: wie mit der Frage der Liquidität bei Abwicklungen umgegangen
wird; wie wir bei großen Schwierigkeiten der Banken und Regierungen die richtigen
Programme haben, um sicherzustellen, dass diese Banken weiterarbeiten können, ohne neue
Risiken für Verbraucher, für Bankensysteme oder für Regierungen zu verursachen.

Der zweite angesprochene Punkt betraf die vielen verschiedenen Probleme für kleine Banken,
für größere Banken, für kleinere Mitgliedstaaten und größere Mitgliedstaaten, und wie
sichergestellt wird, dass ein Kompromiss erzielt wird, der allen gerecht werden kann.

Und dann drittens als zentrales Beispiel ein Thema, das diesem Ausschuss sehr wohl bekannt
ist. Ob wir bei der Frage, wie Kapital für alle Banken in allen Ländern, für Banken jeder Größe
zur Verfügung stehen kann, vor besonderen Herausforderungen stehen. Und das sind einige der
Themen, die für unsere Arbeit wichtig sein werden.

Ich unterschätze keinesfalls einige der großen Herausforderungen bei unserem Versuch,
voranzukommen, ich bin aber überzeugt, dass Fortschritte möglich sind, und es ist meine
Aufgabe, mit allen Mitgliedern der Euro-Gruppe zusammenzuarbeiten, um Lösungen zu finden.

Ich bin überzeugt, dass wir das können, und ich werde dabei keine Mühe scheuen. Und wie ich
schon sagte, Herr Abgeordneter, wird der Zeitraum April bis Juni das nächste Fenster sein für
den Versuch zu klären, wie wir dabei konkrete Fortschritte erzielen können.

1-009-0000

Billy Kelleher (Renew Europe). – Frau Vorsitzende, sehr geehrter Herr Minister, ich wünsche
Ihnen alles erdenklich Gute für Ihre Position als Präsident der Euro-Gruppe. Wie schon zu
Beginn erklärt wurde, auch wenn ich das Gesagte in manchen Punkten wiederhole, halte ich es
aus unserer Sicht für außerordentlich wichtig zu erfahren, wie die politische Realität bei der
Euro-Gruppe in Bezug auf die Bankenunion aussieht.
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Es besteht kein Zweifel daran, dass es da eine große öffentliche Schuldenlast gibt. Die Defizite
der Länder sind aufgrund der Covid-19-Pandemie dramatisch gestiegen. Und während die EZB
immer noch in Kauflaune ist und in diesem Sinne den Euro stützt und forderungsbasierte
Anleihen unterstützt, besteht kein Zweifel daran, dass irgendwann in der Zukunft Sorgen
bestehen könnten, ob Mitgliedstaaten sich ihre Mittel beschaffen können. Und außerdem, wenn
wir bis dahin keine Bankenunion haben, könnte der staatliche Teufelskreis für die Banken, die
vom Staat abhängig sind, ernsthafte Schwierigkeiten verursachen.

Darf ich Sie, Herr Präsident, vor diesem Hintergrund also einfach fragen: besteht Besorgnis in
der Euro-Gruppe über die Höhe der öffentlichen Verschuldung, und gibt es noch eine echte
Opposition gegen die Risikoteilung? Anders ausgedrückt: wenn es Länder gibt, die einfach
nicht akzeptieren, dass eine Bankenunion notwendig ist, um die Fragen im Zusammenhang mit
dem einheitlichen Abwicklungsfonds zu behandeln und dann die Abhängigkeit der Banken zu
lösen, die von staatlicher Seite beeinträchtigt werden und Staaten infolgedessen beeinträchtigt
werden.

Das ist also eine Sache, die ernsthafte Sorgen bereitet, und etwas, das wir schon viele Jahre in
Debatten gehört haben, die sich darum drehen, dass einige Länder sich sehr gegen die
Risikoteilung wehren und damit das europäische Einlagenversicherungssystem und die
Weiterentwicklung der Bankenunion selbst verzögern.

Und Sie wiesen darauf hin, dass bei dem Euro-Gruppen-Gipfel am 11. Dezember 2020, dass
Sie also noch offene Elemente realisieren würden, um die Bankenunion zu vollenden – das
würde wohl im April veröffentlicht, hoffe ich.

Sie sprechen natürlich von der Makroökonomie, Herr Minister, aber für die Bürger ist die
Mikroökonomie natürlich außerordentlich wichtig auch für ihr tägliches Leben. Sie sprechen
von der Bankenunion, wir sprechen von Kapitalmärkten, wir sprechen vom Zugang zu
Finanzmitteln, und da gibt es bei den Zinssätzen natürlich große Unterschiede in der
Europäischen Union, und insbesondere im Euro-Währungsgebiet. In Griechenland und Irland
liegen die Zinssätze beispielsweise bei 2,79 %, der Durchschnitt im Euro-Währungsgebiet aber
bei 1,3 %.

Ist es in diesem Zusammenhang also nicht wichtig, dafür zu sorgen, dass es im gesamten Euro-
Währungsgebiet beim Binnenmarkt und bei den Zinssätzen für Verbraucher in allen
Mitgliedstaaten fair und gerecht zugeht?

1-010-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Fragen und für die
verschiedenen Themen, die der Herr Abgeordnete angesprochen hat. Ich werde nacheinander
darauf eingehen.

Zur Frage der Herausforderung der Tragfähigkeit, die MdEP Kelleher ansprach, da sind sich
alle Mitglieder der Euro-Gruppe bei den Herausforderungen in Bezug auf die Tragfähigkeit
einig, aber es herrscht insbesondere in der Euro-Gruppe große Einigkeit über die Art der
Maßnahmen, die zur Kontrolle dieser Risiken und die Reaktion darauf getroffen werden
müssen.

Ich möchte als Beispiel dafür die Initiative nehmen, die das Europäische Parlament natürlich
sehr gut kennt, nämlich die Aufbau- und Resilienzfazilität, wobei es auf elementarster Ebene
auch darum geht, wie das Risiko geteilt werden kann, um auf die massive Herausforderung für
die wirtschaftliche und soziale Nachhaltigkeit zu reagieren. Mit der Aufbau- und
Resilienzfazilität erkennen die Minister und Regierungschefs also die Notwendigkeit an, das
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Risiko in anderer Weise zu überwinden, um genau die Probleme anzugehen, die MdEP Kalleher
angesprochen hat.

Und zur Frage zu den Ansichten im Euro-Raum über die Fortschritte bei der Bankenunion muss
ich sagen, dass dies sehr, sehr komplexe und sehr, sehr sensible Verhandlungen sind und dass
es unterschiedliche Sichtweisen zu allen Themen gibt, die ich angesprochen habe, und ich
glaube, wenn wir Fortschritte in diesen Bereichen machen, geschieht das durch Verhandlungen
und durch das Bemühen um Kompromisse.

Aber darf ich dazu zwei zusätzliche Anmerkungen machen. Ersten zeigt allein die Tatsache,
dass wir Ende November eine Vereinbarung über die Rolle des Europäischen
Stabilitätsmechanismus bei der Bewältigung neuer Herausforderungen und dann die
Umsetzung dieser Vereinbarung erreicht haben, dass bei allen Meinungsunterschieden
Einigkeit über die Notwendigkeit besteht sicherzustellen, dass unsere Banken und unsere
Länder eine starke Struktur haben, um mit den Herausforderungen der Nachhaltigkeit fertig zu
werden, und dass unsere Union uns alle bei unserer heutigen Arbeit motiviert.

Wenn wir uns in den nächsten Monaten wieder mit vielen Fragen der Bankenunion befassen,
werden wieder unterschiedliche Ansichten zum Ausdruck kommen, ich bin aber zuversichtlich
aufgrund des Dialogs, den ich schon mit den Finanzministerkollegen hatte, dass es
Möglichkeiten für Fortschritte gibt, und darum werde ich mich bemühen.

Und dann zur abschließenden Frage von MdEP Kalleher zu makroökonomischen und
mikroökonomischen Auswirkungen. Ich weiß natürlich, was er dabei meint: die Auswirkungen
auf das Leben, auf die Lebensstandards, auf die Zukunftsaussichten der Menschen, die wir
vertreten.

Zur Frage der Zinssätze und zu den unterschiedlichen Zinssätzen im Euro-Währungsgebiet,
insbesondere in Irland: ja, ich glaube wirklich, dass es mit den Fortschritten bei der
Bankenunion auch mehr Wettbewerb, ein größeres Angebot geben wird. Insbesondere stelle
ich fest, dass FinTech, mit moderner Technologie ausgestattete Anbieter von Dienstleistungen
für Verbraucher, sich auf die Wahlmöglichkeiten für Verbraucher und ihre Wahlmöglichkeiten
bei Bank- und Finanzdienstleistungen auswirken wird.

Wenn ich mir aber die angesprochenen Unterschiede ansehe, so sind die entscheidendsten
Gründe dafür die wirklich langandauernden Nachwirkungen der Finanzkrise in den
verschiedenen Ländern, der hohe Kapitalpuffer, den Banken vorhalten mussten, um das
erwartete höhere Risiko abzufedern, was wiederum Auswirkungen auf die vom MdEP
angesprochenen Zinssätze hatte.

Es ist aber auch so, dass infolge der Kreditvergabe zu unterschiedlichen Zinssätzen die
Unterschiede, die der MdEP erwähnte, langsam zurückgehen. Das braucht aber seine Zeit, und
einer der Gründe, warum ich zur Bankenunion stehe, ist die Schaffung eines weiteren
Katalysators, mit dem sichergestellt werden soll, dass die Verbraucher im gesamten Euro-Raum
eine größere Auswahl bei den ihnen zur Verfügung stehenden Produkten haben.

1-011-0000

Antonio Maria Rinaldi (ID). – Sehr geehrter Vorsitzender, es ist nicht zu leugnen, dass die
durch die COVID-19-Pandemie bedingte wirtschaftliche Situation einen Schock zum Nachteil
der Wirtschaft der Union verursacht hat, der auch im Hinblick auf die Dauer schwer zu
bemessen ist.

Im Frühjahr letzten Jahres hat die Kommission die Anwendung der meisten Vorschriften zur
Haushaltsdisziplin, wie des Stabilitäts- und Wachstumspakts, ausgesetzt, da diese als nicht
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zweckmäßig und hinderlich für die Umsetzung wirksamer politischer Maßnahmen zur
Unterstützung der Wirtschaft in dieser schwierigen Zeit angesehen wurden. Diese Aussetzung
hat jedoch innerhalb der Union eine Debatte darüber ausgelöst, ob es ratsam ist, alle die
komplexen makroökonomischen Vorschriften und Auflagen neu zu schreiben, auf denen die
wirtschaftspolitische Steuerung und der monetäre Zusammenhalt seit Maastricht beruhen.

Die Absicht, eben diese ausgesetzten Vorschriften zur Haushaltsdisziplin in Artikel 9 der
Verordnung über die Aufbau- und Resilienzfazilität aufzunehmen, die sich in der
Annahmephase befindet, ist daher unverständlich und paradox. Ich frage Sie daher nun, ob es
Ihrer Meinung nach nicht ein großer Fehler ist, die Mitgliedstaaten, die von der Aufbau- und
Resilienzfazilität profitieren werden, auf Jahre hinaus an diese Art von makroökonomischen
Konditionalitäten zu binden, die mittlerweile als obsolet und veraltet gelten und deren
Änderung vorgesehen ist, ein Fehler, der unter Umständen der vollständigen Umsetzung des
gesamten Plans im Wege stehen wird.

1-012-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich danke dem Herrn Abgeordneten für seine
Frage. Mit den Haushaltsregeln, der Rolle des Stabilitäts- und Wachstumspakts und der
Diskussion darüber befassen sich die Kommission, die Kommissare Dombrovskis und
Gentiloni. Ich weiß, dass sie sich sehr gründlich mit den in der Debatte angesprochenen Fragen
zu diesen Regeln auseinandersetzen.

Ich glaube, es ist unabdingbar, dass wir Regeln haben. Wir brauchen Regeln, um das
ordnungsgemäße Funktionieren eines Raums mit gemeinsamer Währung sicherzustellen, aber
die Zukunft dieser Regeln und der Weg dahin liegt in der Verantwortung der Kommission. Ich
weiß, dass mein Kollege, Herr Leão, später vor diesem Ausschuss stehen wird, und ich bin
sicher, dass er einige Anmerkungen und Ansichten vortragen wird, wie er den Dialog in dieser
Debatte durch den Ecofin-Rat gestalten will.

Aus meiner Sicht als Präsident der Euro-Gruppe, wo es sehr darum gehen wird, welches die
richtigen haushaltspolitischen Maßnahmen für das Euro-Währungsgebiet sind, wenn eine
Debatte über die Regeln und einige der Beschlüsse der Kommission beginnt, ist es unabdingbar,
dass wir nicht vergessen, welche Politik notwendig ist, und dass wir uns darauf konzentrieren.
Der Ausgangspunkt für die Debatte ist alles, worüber wir uns einig sind, und andererseits die
verschiedenen Bereiche, bei denen die Meinungen in Zukunft wohl auseinandergehen können.
Worüber wir uns einig sind, ist die Notwendigkeit der Unterstützung der Beschäftigung, der
Unterstützung des Einkommens bei unseren Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und
dann die Zusammenarbeit für die Zukunft dieser Politik und, wie ich hoffe, eine gute
Orientierungshilfe für Finanzminister bei ihren Entscheidungen für das Jahr 2021.

Zu der spezifischen Frage zur Konditionalität würde ich sagen, dass eigentlich immer eine
Konditionalität beim Zugang zu Finanzierungen und im Zusammenhang mit zusätzlichen
Finanzmitteln in der Europäischen Union besteht, und wie das in Anspruch genommen wird.
Aus den Kontakten mit meinen Kollegen und Partnern in der Kommission zu diesem Thema
weiß ich, dass ihnen die Herausforderungen sehr wohl bewusst sind, die derzeit für viele Bürger
bestehen. Bei ihrem Vorgehen und ihren Verhandlungen zu diesen Bedingungen bemühen sie
sich, politische Maßnahmen zu vereinbaren, die das Wachstum anregen können, die die
wirtschaftliche Erholung anregen können, was wiederum ein weiterer Beitrag zur Europäischen
Union wäre, und zur Fähigkeit der Union, die Folgen von Covid-19 zu überstehen.

Ich würde der Kommission also sagen, dass die Frage, wie wir Zugang zu Finanzmittel haben
und unter welchen Bedingungen das geschieht, allen Ländern bekannt ist durch ihren Zugang
zu europäischen Haushaltsmitteln und anderen Formen der Finanzierung. Ich weiß, dass diese
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Sache in den nächsten Monaten bei dem Dialog zwischen der Kommission und den nationalen
Regierungen umfassend behandelt wird.

1-013-0000

Die Vorsitzende. – Vielen Dank. Ich möchte daran erinnern, Herr Rinaldi, dass wir mit dem
Rat intensive Verhandlungen über Artikel 9 der Verordnung über die Aufbau- und
Resilienzfazilität geführt haben. Es gab Wochen und Monate der Verhandlungen, nächtelange
Diskussionen mit dem Rat und mit Kommissionsmitglied Dombrovskis. Es ist schade, dass Sie
nicht daran teilgenommen haben: Dies wäre die perfekte Gelegenheit gewesen, um diese
Debatte zu führen und vielleicht sogar zu verstehen, wie der Vorsitzende betonte, dass dies
dieselben Bestimmungen sind, die auch in der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen
enthalten sind.

1-014-0000

Antonio Maria Rinaldi (ID). – Aber es war interessant, zu erfahren, was er darüber denkt, ist
er doch der Vorsitzende der Euro-Gruppe.

1-015-0000

Die Vorsitzende. – Wir werden jedenfalls noch Gelegenheit haben, diese Debatte wieder zu
eröffnen, wie zu Recht erwähnt wurde, und wir werden viele Gelegenheiten haben. Machen Sie
sich also keine Sorgen darüber, dass die Debatte wieder aufgenommen wird.

1-016-0000

Sven Giegold (Verts/ALE). – Herr Präsident Donohoe, es ist gut, hier die Gelegenheit für
einen gegenseitigen Austausch zu haben. Sie sprachen von den großen Herausforderungen, vor
die uns diese neue Wirtschaftskrise stellt. Dies ist eine Krise, die nicht im Wirtschafts- und
noch nicht einmal im Finanzsystem begann; sie kam von außen, aber dennoch hat sie große,
spürbare finanzielle und wirtschaftliche Auswirkungen.

Wenn wir uns die letzten Jahre vor Augen führen, müssen wir feststellen, dass unsere
Fortschritte bei der Integration des Finanzsystems und unserer Wirtschaftsmodelle im Euro-
Raum und in der EU als Ganzes ziemlich begrenzt waren. Einerseits führten wir nach den
schweren Finanzturbulenzen nach 2007 wirklich tiefgreifende, umfangreiche Änderungen bei
der Integration des Euro und dem Euro-Aufsichtssystem und auch bei der wirtschaftspolitischen
Steuerung herbei. Wir wissen, warum die Fortschritte so langsam waren: weil einige
Mitgliedstaaten immer das eine befürchteten oder das andere wünschten und nie über den engen
Grenzen ihrer eigenen Ängste hinausblickten.

Daher frage ich Sie als Präsidenten der Euro-Gruppe, ob es nicht an der Zeit ist, diese Krise für
eine ehrgeizige Zukunftsagenda für alle die unterschiedlichen Dimensionen zu nutzen, die uns
bremsen? Das bedeutet im Grunde die Vollendung der Bankenunion, die Vollendung der
Kapitalmarktunion, die Neufassung der Regeln für Wachstum und Investition, um eine neue
Sparpolitik zu vermeiden und eine bessere Ausgangslage für künftige Investitionen zu schaffen.

Ich denke, die Welt verändert sich. Wir können nicht mit einem engstirnigen Nationalismus
weitermachen, so wie wir das Euro-Währungsgebiet verwalten, und daher meine ich, Herr
Präsident, dass wir nicht nur die Bankenunion im Blick haben sollten. Wir sollten jetzt einen
großen Schritt nach vorn tun und die Möglichkeit nutzen, die uns diese gemeinsame Krise
bietet, unter der wir alle leiden. Für eine solche ehrgeizige Agenda für das Euro-
Währungsgebiet, das einen stärkeren Zusammenhalt hat und besser in der Lage ist, seine eigene
Zukunft zu gestalten, braucht es Führung. Wie sehen Sie das?

1-017-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Gedanken und Ihre
Fragen an mich. Unter den verschiedenen Überlegungen, die Sie hier vorstellten, ist die
Veränderung der Struktur des Euro-Währungsgebiets seit der großen Finanzkrise sehr
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bedeutsam und real. Ich denke da an die neu geschaffenen Institutionen, den ESM, die enorme
Veränderung bei der Bankenregulierung, die neuen Organe und Organisationen, die an der
Bankenregulierung beteiligt waren, und die Wirkung, die sie auf die Regulierung wichtiger
europäischen Banken haben. Dann komme ich zum Umfang der erfolgten Veränderung aus
haushaltspolitischer Sicht und die neuen Bedingungen, die für die Koordinierung der
Anstrengungen erfüllt werden müssen. Wenn man daraus also den Schluss zieht, dass in der
Folgezeit nach der großen Finanzkrise wenig geschehen ist, wird völlig unterschätzt, wie viel
sich aus institutioneller, regulierungspolitischer und haushaltspolitischer Sicht verändert hat.
Seitdem hat es enorme Veränderungen gegeben.

Wenn wir uns aber die Zukunft und die Analyse des Herrn Abgeordneten ansehen, da hat er
selbstverständliche recht, dass wir es mit einer Notsituation des Gesundheitswesens mit
tiefgreifenden wirtschaftlichen Folgen zu tun haben. Covid-19 traf uns nicht infolge von
politische Entscheidungen zur Regulierung der Wirtschaft, der Abläufe in der Wirtschaft, der
Führung von Unternehmen oder Banken. Es ist eine Krankheit mit tiefgreifenden
Auswirkungen für die Wirtschaft, denen wir uns jetzt zuwenden und auf die wir jetzt reagieren.

Aber auch hier möchte ich darauf hinweisen, dass der Umfang der im Jahr 2020 getroffenen
Entscheidungen zeigt, dass die Bereitschaft unserer Union und Finanzminister und
Regierungschefs und Ihres Parlaments besteht, diesen Herausforderungen zu begegnen. Die
Aufbau- und Resilienzfazilität, die vor einem Jahr ... in dem jetzt geplanten Umfang und
Implementierung, die Art der Finanzierung, die Art und Weise, wie Kredite finanziert werden.
Sicher, das ist genau die Art der Reaktion, die Sie fordern und die geschieht. Die Durchführung
des Programms SURE, die Arbeit der Kommission an diesem Programm, der Unterschied, der
damit bei der Finanzierung von Subventionierungsprogrammen für unsere Bürger gemacht
wird, die Hilfe bei ihrem Einkommen brauchen. Auch hier meine ich, dass dies die Art der
Veränderung ist, die Sie verlangen und die tatsächlich passiert und die den Unterschied
ausmacht.

Wenn wir also mehr Veränderungen verlangen und wenn wir mehr Erneuerung verlangen, halte
ich es für unerlässlich, dass wir dabei auch an die Veränderungen und die Vorstellungskraft
denken, die Sie, unsere Parlamente und die politischen Führungskräfte in der Europäische
Union bei der Bewältigung der Covid-19-Krise gezeigt haben, und nicht nur als Aufruf zu mehr
Veränderung, die notwendig ist. Wir sollten anerkennen, was geschehen ist und was wir
geleistet haben.

Ich bin mir glücklicherweise der Führungsverantwortung und meiner Aufgabe bewusst. Ich
habe das mit meinen Beiträgen zur Schaffung der Bankenunion gezeigt, und mit Ihrer
Bestärkung und mit Ihrer Unterstützung werde ich weitermachen, wenn wir zu wichtigen
Entscheidungen zur Haushaltspolitik und wichtigen Entscheidungen zur Bankenunion
kommen. Ich möchte dem Abgeordneten aber sagen: wir sollten uns bewusst sein, was 2020
und in den ersten Wochen des Jahres 2021 in der Europäischen Union geschehen ist, was sich
wirtschaftlich verändert hat.

1-018-0000

Johan Van Overtveldt (ECR). – Vielen Dank, Herr Donohoe, dass Sie heute bei uns sind. Es
ist immer schön, einen früheren Kollegen wiederzusehen. Ich möchte keine Punkte zu den
Themen Wachstum und Stabilitätspakt, die Schuldenanhäufung und andere drängende
Probleme aufgreifen, die schon Kollegen vor mir angesprochen haben.

Zwei Themen. Als Erstes die notleidenden Kredite. In jüngster Zeit erlebten wir, dass die EZB
von einem gewaltigen Anstieg dieser notleidenden Kredite in der europäischen Wirtschaft und
im Euro-Währungsgebiet sprach. Der IWF wird auch schon ziemlich nervös. Sehen Sie dies
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auch als drängendes Problem, und können Sie sich dabei eine Rolle für Initiativen der Euro-
Gruppe vorstellen?

Mein zweiter Punkt betrifft natürlich auch das Euro-Währungsgebiet, und da wurde schon viel
über die Bankenunion gesprochen, und was in diesem Bereich zu tun ist. Meiner Meinung nach
ist die Kapitalmarktunion mindestens ebenso wichtig wie die Bankenunion, denn wir wissen
aus den Gesprächen in der Euro-Gruppe, dass ein großer Teil der Spannungen aus den
politischen Empfindlichkeiten im Zusammenhang mit – sagen wir mal – der Risikoabsorption
herrühren, und da würde ein funktionierender Kapitalmarkt wirklich mehr private
Risikoabsorption fördern. Stimmen Sie dieser Analyse zu? Ich weiß zwar, dass dies natürlich
zu den Aufgaben der Kommission gehört, aber würden Sie Euro-Gruppen-Initiativen oder eine
Initiative zur Stimulierung dieser Arbeiten für die Kapitalmarktunion starten?

1-019-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank, Herr Abgeordneter, und es ist
auch großartig, einen früheren Kollegen aus dem Europäischen Parlament zu sehen, und wir
können uns alle sehr glücklich schätzen, dass Europa einen Parlamentsabgeordneten mit Ihrem
Hintergrund und Fachwissen hat, der wirklich sehr wichtige Haushaltsverhandlungen für das
Parlament führt. Viel Glück für Sie bei Ihrer wichtigen Arbeit in diesem Bereich.

Zur Frage der notleidenden Kredite, die Sie angesprochen haben, stimme ich in einigen Punkten
zu, nämlich die Bedeutung dieses Problems als politische Herausforderung für die Union und
für das Euro-Währungsgebiet in der nächsten Zeit. Dies ist in der Tat ein Problem, mit dem sich
die erste Ecofin-Ratstagung unter der Leitung von Minister Leão in der letzten Woche intensiv
beschäftigte.

Drei Dinge möchte ich dem Abgeordneten für die Debatte vorschlagen, die zu diesem Thema
gerade geführt wird, und für die Arbeiten, die wir im Jahr 2021 erledigen müssen. Zum einen
denke ich, dass der Aktionsplan zu notleidenden Krediten, den die Europäische Kommission
veröffentlichte, ein sehr wichtiger Beitrag für unsere Arbeit ist, die wir in nächster Zeit
ausführen müssen, um mit der Herausforderung durch notleidende Kredite fertig zu werden.
Zum anderen ist aber der Kontext für diese notleidenden Kredite und was das für unsere
politischen Entscheidungen bedeutet, wirklich wichtig und muss sorgfältig durchdacht werden,
bevor wir entscheiden, was der richtige Strategiemix für die Union und das Euro-
Währungsgebiet ist.

Ich würde zwei Punkte gegenüber dem Ausschuss hervorheben. Erstens die Frage, ob es
möglich ist, dass notleidende Kredite vorrangig in ähnlichen Bereichen der europäischen
Wirtschaft zu finden sein könnten, in der viele unserer Mitbürger beschäftigt sind. Die Folgen
der Beschleunigung bei den notleidenden Krediten im Gastgewerbe und Tourismus, in unserem
Dienstleistungssektor, in der Luftfahrtbranche – was würde das bedeuten, wenn sich bei
denselben Säulen unserer Wirtschaft die Risiken notleidender Kredite beschleunigen wie bei
den Säulen unserer Wirtschaft, in denen viele Millionen unserer Mitbürger beschäftigt sind.
Wir müssen darüber nachdenken, was das für die richtigen politischen Entscheidungen
bedeutet, die wir zur Überwindung treffen müssen.

Zweitens die Herausforderung durch den Zusammenhang zwischen Bankbürgschaften, die
viele Regierungen zur Stützung dieser wirklich wichtigen Säulen ihrer Wirtschaft übernommen
haben, und der Art und Weise, wie sich das auf Diskussionen und Debatten auswirken wird,
die wir über notleidende Kredite besonders in diesen Bereichen führen müssen.

Es ist ein wirklich wichtiger Bereich, in dem wir wählen und Entscheidungen treffen müssen,
denn meiner Meinung nach wirkt sich das so entscheidend darauf aus, wie und wie schnell es
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zu einer wirtschaftlichen Erholung kommt, die wir in den kommenden Jahren für unsere
Mitbürger erreichen können.

Natürlich ist die Zeitplanung so wichtig, wenn wir weiter alles uns Mögliche tun wollen, um
die Bürger dabei zu unterstützen, Kreditbedingungen zu erfüllen und sie nach ihren
Möglichkeiten abzuzahlen. Darüber sprach ich schon in meiner Einführung, nämlich der
Zusammenhang zwischen Haushaltsentscheidungen und dem, was sie für die Fragen bedeuten,
die der Abgeordnete ansprach.

Ich kann seiner Analyse des Themas Kapitalmarktunion wirklich zustimmen. Wir prüfen, wie
wir in der Währungsunion weiter Fortschritte in diesem Bereich machen können, es ist meiner
Meinung nach aber wichtig, dass ich mir bewusst bin, dass es sich um europaweite
Angelegenheiten handelt.

Der Ecofin-Rat beschäftigt sich intensiv damit, und – wie der Ausschuss sicher weiß – unsere
Partner in der Kommission haben kürzlich einen Aktionsplan veröffentlicht, wie sie bei der
Kapitalmarktunion weiter Fortschritte machen wollen, und bei uns werden in unseren Arbeiten
in diesem Jahr natürlich die Dimensionen des Aktionsplans, die für den gesamten Euro-Raum
gelten, Priorität haben.

1-020-0000

Chris MacManus (Die Linken). – Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich möchte diese
Gelegenheit nutzen, den Präsidenten willkommen zu heißen und ihm zu seinem Mandat zu
gratulieren. Es ist eine wichtige Aufgabe, ganz besonders in dieser kritischen Zeit.

Ich wüsste gern mehr über die Vorstellungen des Präsidenten für die nächsten Jahre. Wir wissen
aus dem Bewerbungsschreiben im letzten Juni, dass es, wie er sagte, wichtig ist, dass wir
mittelfristig einen Weg zurück zu den Regeln der staatlichen Beihilfe und des Stabilitäts- und
Wachstumspakts finden. Vor nicht so langer Zeit, im September, wird er in folgendem Sinne
zitiert: Wenn die europäische Wirtschaft wieder wächst, wenn wir diese Krise überwunden
haben, müssen wir wohlüberlegt wieder die Haushaltspuffer schaffen, damit wir die nötige
Schlagkraft und Kapazität haben, um künftigen Herausforderungen zu begegnen.

Ich bin jemand, der überzeugt ist, dass sich die Union während der Krise gesteigert hat, ich
glaube aber auch, dass sie am besten war, als sie sich zurückzog und die Haushaltsregeln auf
Eis gelegt hat; was in den Kommentaren des Präsidenten schwerer zu erkennen ist, ist die
Verpflichtung zu Reformen und der Notwendigkeit, die Haushaltsregeln zu ändern. Stattdessen
spricht er von Zeitplanung und der späteren Rückkehr zu den Regeln.

Daher frage ich Sie, Herr Präsident Donohoe, möchten Sie lieber, dass wir zu denselben alten
Haushaltsregeln zurückkehren, wenn wir Covid überwunden haben, denn dass ist für mich
einfach nicht gut genug. Die Debatte über Haushaltsregeln wird jetzt geführt, und eine
konservative Herangehensweise bedeutet eine verpasste Gelegenheit. Oder besteht in der Euro-
Gruppe der echte Wunsch, eine Debatte darüber zu eröffnen, welche Art von Wirtschaft wir
brauchen? Zum Beispiel die Notwendigkeit, dass die Mitgliedstaaten in grüne Infrastruktur und
soziale Güter wie Wohnraum investieren?

1-021-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich möchte dem MdEP danken, dass er mir
diese wichtigen Fragen stellt.

Zu den Haushaltsregeln und deren Zukunft möchte ich wiederholen, was ich schon einem
anderen Mitglied Ihres Ausschusses sagte: dass die Zukunft der Haushaltsregeln und die
Debatte darüber Aufgabe der Kommission ist, und ich als Präsident der Euro-Gruppe werde
dabei mit der Kommission zusammenarbeiten. Aber die Zukunft dieser Regeln und wie sie
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einige der angesprochenen Fragen behandeln fällt in den Verantwortungsbereich der
Kommissare Gentiloni und Dombrovskis, und ich muss es ihnen überlassen, als Erste ihre
Vorstellungen zu erläutern.

Zur Notwendigkeit einer Debatte in der Euro-Gruppe. Ja, die Euro-Gruppe wird über die
Haushaltspolitik und die Zukunft der Haushaltspolitik im Zusammenhang mit den sich
ändernden Bedingungen von Covid-19 debattieren. Und da gibt es viel zu debattieren, Herr
Abgeordneter, wenn es darum geht, welches die richtige Haushaltspolitik für das Euro-
Währungsgebiet ist. Dabei wird im Übrigen auch auf die Fragen eingegangen, die Sie
angesprochen haben. Wie wir Investitionen in eine grüne Zukunft unterstützen können, wie wir
Investitionen in Wohnraum und die richtige Anzahl von Wohnungen für unsere Bürger in Irland
und in der gesamten Europäischen Union unterstützen können.

Ich bin mir der institutionellen Rolle der Kommission bei den Haushaltsregeln und der
diesbezüglichen Debatte bewusst, werde dabei aber meine Energie darauf konzentrieren, was
die richtige Haushaltspolitik für 2021 und 2022 ist. Im Moment besteht bei uns Einigkeit
darüber. Ich bin überzeugt, dass wir mit großem Engagement und Arbeitseinsatz in der Euro-
Gruppe Einigkeit über die nächste Reihe von Haushaltsentscheidungen für den Rest des Jahres
2021 und für 2022 erreichen können, und das ist etwas, woran ich in den kommenden Wochen
und Monaten sehr intensiv arbeiten werde.

Andererseits bin ich auch überzeugt, dass wir bei der Rolle, für die entweder auf nationaler oder
auf europäischer Ebene eine starke öffentliche Finanzausstattung vorhanden ist, anerkennen,
wie wichtig sie ist. Einer der Gründe, warum das Euro-Währungsgebiet so stark reagieren
konnte, liegt darin, dass die Defizite im Euro-Raum, die Verschuldung im Euro-Raum, die
Umsetzung der Haushaltsregeln in den verschiedenen Mitgliedstaaten die Fähigkeit schufen,
die Krise zu bewältigen, als sie über uns hereinbrach.

Der haushaltspolitische Rahmen, der nachhaltige öffentliche Finanzen zum Ziel hat, wird ein
entscheidender Beitrag für unsere nachhaltige Zukunft sein.

1-022-0000

Frances Fitzgerald (EVP). – Guten Tag, und herzlich willkommen, Herr Präsident, im
Ausschuss für Wirtschaft und Währung. Ich freue mich über Ihr Kommen und wünsche Ihnen
viel Erfolg, anhaltenden Erfolg, bei Ihrer Aufgabe.

Zwei Fragen. Eine zu Klimainvestitionen. Letzte Woche gab der EIB seinen Investitionsbericht
für 2021 heraus, der zeigte, dass die Lücke zwischen den Klimazielen und den
Klimainvestitionen der EU wächst – als Anteil am BIP gingen diese leicht zurück –, und dass
sich dieser Trend im Jahr 2021 sehr wohl fortsetzen kann. Darin wird auch auf die Prognosen
der Europäischen Kommission hingewiesen, dass das Energiesystem der EU in den nächsten
zehn Jahren von durchschnittlich 1,3 % auf 2,8 % des BIP steigen muss, wenn wir den
Treibhausgasausstoß bis 2030 um 55 % reduzieren wollen. Meine Frage angesichts der
aktuellen Situation und dieser Informationen lautet also: müssen wir bei den Klimaausgaben
aus der Sicht des öffentlichen und des privaten Sektors ehrgeiziger sein? Ist das in der aktuellen
Situation möglich?

Eine schnelle Frage zu den nationalen Konjunkturprogrammen. Ich wollte Sie als Präsidenten
der Euro-Gruppe fragen, ob Sie gegenüber den Mitgliedstaaten die Bedeutung der
Konjunkturprogramme hervorheben, die integrativ sind? Denn wir wissen, dass wegen der
Covid-Krise und ihrer Auswirkungen eine geschlechtsspezifische Diskrepanz bestand. Es wäre
sehr leicht, dieselben alten Programme wieder aufzulegen, wenn Sie so wollen, aber wir
brauchen Programme, die integrativ sind und die Gleichstellung achten und natürlich auch eine
grüne, digitale Zukunft ermöglichen. Sie haben Einfluss auf die nationalen
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Konjunkturprogramme, und daher meine ich, dass wir in allen Mitgliedstaaten sehr viel mehr
über diese nationalen Programme hören müssen, und ich frage mich, wie sie wirklich integrativ
gestaltet werden können und wirklich die Arten von Zielen beachtet werden, die wir
berücksichtigen müssen, wenn wir die Krise hinter uns lassen.

1-023-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich möchte auf die sehr wichtigen Fragen
eingehen, die Sie mir gestellt haben. Erstens die Frage, ob wir uns weiter und ehrgeiziger
bemühen müssen, wie wir auf die sehr ernste Herausforderung des Klimawandels reagieren,
und meine Antwort darauf ist: ja. Ich glaube aber, dass die wirklich wichtigen politischen
Entscheidungen in der letzten Zeit ein deutlicher Beweis dafür sind.

Der von Ihnen erwähnte Bericht, der in der letzten Woche im Ecofin-Rat diskutiert wurde, ist
ein sehr wichtiger Bericht. Er zeigte unsere Lücken, er zeigte unsere Herausforderungen; was
mich aber ermutigt hat, ist die Tatsache, dass in diesem Bericht auch gezeigt wurde, dass die
Europäische Union, was Patente anbelangt, bei weltweiten Technologiepatenten, die einen
Unterschied bei den von der Abgeordneten beschriebenen Herausforderungen bei der
Bewältigung des Klimawandels machen können, ziemlich gut abschneidet. Unser Anteil an
Patenten im Gebiet der neuen nachhaltigen Technologien ist wirklich ziemlich groß im
Vergleich zu unseren weltweiten Konkurrenten.

Ich möchte drei Bereiche herausgreifen, in denen sich meiner Meinung nach dieser Ehrgeiz
manifestiert. Erstens die Forderung in der Aufbau- und Resilienzfazilität, dass 37 % aller über
diese Fazilität bereitgestellter Finanzmittel auf die Bewältigung der Herausforderung
verwendet werden, auf die die Abgeordnete hinwies.

Zweitens die Arbeiten der Europäischen Kommission im Bereich der Taxonomie. Sie konnte
verschiedene Produkte aus verschiedenen Teilen unserer Finanz- und Wirtschaftsmärkte nach
ihren Auswirkungen für das Klima klassifizieren.

Drittens glaube ich, dass wir die Arbeiten begrüßen können, die Präsidentin Lagarde heute
Vormittag ankündigte, als sie die Schaffung eines neuen Zentrums innerhalb der Europäischen
Zentralbank bekannt gab, das prüfen soll, wie ihre Mandate vom Klimawandel betroffen sein
können und was das für ihre politischen Entscheidungen bedeutet.

Zu Ihrem letzten Punkt: diese Anerkennung ist da. Anerkennung besteht absolut bei den
Finanzministern, was bedeutet, dass sie sich bei Entscheidungen über Aufbau- und
Resilienzfazilitäten mit ihren Regierungen, mit ihren Regierungschefs der Herausforderung der
Integration bewusst sind. Wir müssen uns bewusst sein, wie Ihr Kollege von den Verts schon
sagte, dass die Ursache dieser Krankheit zwar biologisch ist, deren Auswirkungen für die
Gleichstellung, die Inklusion – und insbesondere, wie ich betonen möchte, für jüngere Frauen
und Männer, was das für ihre berufliche Zukunft und Aussichten bedeutet – aber
schwerwiegend sind. Dies ist eine wirklich wichtige Überlegung in den Programmen, die die
nationalen Regierungen ausarbeiten, und in den Debatten zu diesen Themen, denen ich in der
Euro-Gruppe und im Ecofin-Rat zugehört habe. Die wirklich wichtigen Fragen, die dort
angesprochen wurden, werden derzeit von meinen Kollegen mit Vorrang behandelt.

1-024-0000

Pedro Marques (S&D). – Herr Präsident, willkommen im Ausschuss für Wirtschaft und
Währung. Ich möchte näher auf die Anmerkung meines Koordinators im ersten Wortbeitrag
zur Situation bei der allgemeinen Ausweichklausel eingehen. Ich möchte den Präsidenten der
Euro-Gruppe um seinen Kommentar zur Änderung der Haushaltsregeln bitten, über die er nicht
sprechen möchte, aber die Frage der allgemeinen Ausgleichsklausel wurde auch im ersten
Wortbeitrag zur aktuellen Situation der europäischen Wirtschaft aufgeworfen.
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Die europäische Wirtschaft leidet immer noch unter den Folgen von Covid-19. Mehrere
Mitgliedstaaten haben jetzt begonnen, erneut Maßnahmen gegen die dritte Welle der Pandemie
zu ergreifen, die wirtschaftliche und finanzielle Auswirkungen haben werden. Die Aussichten
für 2021 sind immer noch unsicher, nicht nur wegen der dritten Pandemiewelle, sondern auch
wegen der Unsicherheit bei der Impflogistik. Gleichzeitig brauchen wir Zeit für die
Konsolidierung der Beschlüsse aufgrund der Vereinbarung zwischen dem Parlament und dem
Rat über die Aufbau- und Resilienzfazilität, natürlich über eigene Ressourcen, und wir müssen
der EZB Zeit für die Überprüfung ihrer geldpolitischen Strategie gewähren.

Können Sie, Herr Präsident, uns also aus den wirtschaftlichen, rechtlichen und politischen
Gründen, die für eine Verlängerung der allgemeinen Ausweichklausel um ein weiteres Jahr
sprechen, genügend Zeit einräumen, um die Wirtschaft in den Griff zu bekommen und die
richtigen Haushaltsregeln zur richtigen Zeit zu diskutieren?

Die Koordinierung der haushalts- und währungspolitischen und der makroökonomischen
Politik ist in der aktuellen Situation durchaus möglich, wie auch schon im Jahr 2020, wenn wir
jetzt aber zu schnell handeln und zu weit gehen, riskieren wir, dass wir die europäische
Wirtschaft in eine tiefere Rezession und eine anhaltende Depression stürzen. Was würde der
Präsident der Euro-Gruppe also denjenigen antworten, die schon auf eine Rückkehr zu den alten
Regeln in einer so viel anderen Welt dringen?

1-025-0000

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich möchte dem Mitglied des Ausschusses
für seine Fragen danken. Was ich tue, ist Folgendes: ich bin mir meines eigenen Beitrags mit
meiner Anwesenheit bei diesem Ausschuss bewusst, wie auch der unterschiedlichen Rollen, die
verschiedenen Mitglieder der Europäischen Union spielen müssen. Es gibt viele, viele
Bereiche, für die ich zuständig bin und zu denen ich Ihnen auf Ihre Fragen antworten werde.

Zur Frage der Haushaltsregeln. Da ist es Aufgabe der Kommission, Vorschläge zu machen. Als
Präsident der Euro-Gruppe kann ich über die Bereiche sprechen, bei denen in der Euro-Gruppe
Einigkeit besteht, und die Einigkeit besteht tatsächlich. Die Euro-Gruppe hat immer wieder in
öffentlichen Erklärungen als Euro-Gruppe oder in den Erklärungen, die ich als Präsident der
Euro-Gruppe im Namen meiner Finanzministerkollegen abgegeben habe, ausdrücklich die
Gefahr anerkannt, auf die der Abgeordnete am Ende seines Beitrags hinwies.

Wir erkennen die Risiken, die mit einer zu schnellen Beendigung der Unterstützungsleistungen
verbunden sind, was das für Beschäftigung, Einkommen und soziale Situation bedeutet, und
andererseits auch, was es für die Fähigkeit des Euro-Raums bedeutet, sich zu erholen.

Es ist also verständlich, dass Kollegen in diesem Ausschuss mich zu den Haushaltsregeln
befragen möchten – und ich weiß, dass es die Gelegenheit für solche Fragen an meine Kollegen
in der Kommission geben wird – aber könnten wir uns nicht mit den Bereichen befassen, bei
denen wir einen Konsens erreicht haben und Übereinstimmung besteht? Die Bereiche, bei
denen Übereinstimmung besteht, ist der aktuelle haushaltspolitische Kurs für das Euro-
Währungsgebiet, der im Jahr 2020 eingehalten wurde und der jetzt auch für 2021 gilt.

Darin werden die Risiken erkannt, die verschiedene Ausschussmitglieder in Hinblick auf die
zu schnelle Beendigung der Unterstützungsleistungen angesprochen haben, wie wir angesichts
des Wandels flexibel bei Empfehlungen für das Gesundheitswesen sein müssen, und es werden
auch die Fragen der Schuldentragfähigkeit erkannt, die andere Kollegen angesprochen haben.

Wir bemühen uns, das richtige Gleichgewicht zwischen diesen beiden Eckpunkten zu finden,
und es besteht derzeit unter den Mitgliedern der Euro-Gruppe Konsens über die aktuellen
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politischen Maßnahmen. Wenn wir mit den Diskussionen über die Haushaltspolitik für 2021
beginnen, würdigen wir als erstes das, was wir vereinbart haben, und das ist viel.

1-026-0000

Vorsitzende. – Vielen Dank. Wir sind zum Ende unserer Rednerliste gekommen. Leider ist es
ist es schon ziemlich spät geworden, so dass wir keine Zeit für Zusatzfragen haben. Ich
entschuldige mich dafür, aber es wurden wirklich viele Fragen gestellt. Ich möchte dem
Präsidenten der Euro-Gruppe, Herrn Donohoe, danken, dass er uns zur Verfügung stand. Wie
Sie sehen können, ist das Interesse sehr stark, und es besteht viel Raum für die weitere
Zusammenarbeit zwischen den beiden Institutionen. Wir hoffen also, dass wir alle diese Fragen
bald weiterverfolgen können.

(Die Anhörung wird um 15.11 Uhr beendet.)


